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Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 über Luftqualität und saubere Luft 

für Europa und Entwurf einer Neufassung der 39. BImSchV 

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) bedankt sich für die Möglichkeit, zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 über Luftqualität und saubere Luft für Europa und zum Entwurf 

einer Neufassung der 39. BImSchV Stellung zu nehmen. 

Die DUH begrüßt grundsätzlich, dass die Grenzwerte für Luftschadstoffe in der Umgebungsluft verschärft 

werden und damit anerkannt wird, dass die bisherigen Standards unzureichend sind und die Gesundheit 

der Bürgerinnen und Bürger nicht angemessen schützen. Allerdings bleiben die vorgesehenen Regelungen 

deutlich hinter dem zurück, was nach dem aktuellen Stand der Wissenschaft und den Empfehlungen der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) erforderlich wäre. 

Die WHO hat im Jahr 2021 ihre Empfehlungen entsprechend der wissenschaftlichen Erkenntnislage 

angepasst. Die Evidenz für gesundheitliche Schäden durch Luftschadstoffe hat demnach deutlich 

zugenommen. Auch wurde festgestellt, dass es sichere Schwellenwerte, unterhalb derer keine 

gesundheitlichen Schäden zu erwarten wären, nach derzeitigem Kenntnisstand nicht gibt. Vor diesem 

Hintergrund ist es unverständlich, dass die Bundesregierung wenig ambitionierte Luftqualitätsgrenzwerte 

übernimmt, die deutlich schwächer sind als die gesundheitsrelevanten Empfehlungen der WHO. Für 

Stickstoffdioxid und Feinstaub (PM2,5) liegen die vorgesehenen Jahresmittelgrenzwerte weiterhin doppelt 

so hoch wie die Empfehlungen der WHO.  

Die geplante 1:1-Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 ist angesichts von 57.564 Todesfällen durch 

Feinstaub, 23.013 Todesfällen durch Stickstoffdioxid und 22.114 Todesfälle durch Ozon in Deutschland im 

Jahr 2023 vollkommen unzureichend1. Nach Angaben der Europäischen Umweltagentur EEA lassen sich 

durch die Einhaltung der der WHO-Empfehlungen 21.625 (für PM2,5) bzw. 5.416 Todesfälle (für NO2) mehr 

vermeiden als durch Einhaltung der neuen Grenzwerte Dies zeigt, dass durch die neuen Grenzwerte, die 

Gesundheit der Bevölkerung nicht ausreichend geschützt wird.  Die Bundesregierung nutzt damit den 

nationalen Gestaltungsspielraum nicht aus, um über die europäischen Mindestanforderungen 

hinauszugehen. Dies betrifft insbesondere die zeitliche Geltung der Grenzwerte nach § 10, die Möglichkeit 

von Fristverlängerungen nach § 15, die Mindestanforderungen an Messstellen nach § 6 sowie die 

Ausgestaltung der Luftreinhaltefahrpläne nach § 16. 

Die Deutsche Umwelthilfe fordert daher, dass die Bundesregierung die EU-Mindestvorgaben nicht nur 

formal umsetzt, sondern den nationalen Spielraum nutzt, um einen ambitionierteren Gesundheitsschutz 

durchzusetzen. Unsere Kritik im Einzelnen: 

 

 

 
1 https://www.eea.europa.eu/en/analysis/publications/harm-to-human-health-from-air-pollution-burden-of-disease-status-
2025?activeAccordion=b09c6072-6c15-437a-aff5-1346e185ba73 
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Inkrafttreten 

Sowohl das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/2881 über Luftqualität und saubere Luft für 

Europa als auch die 39. BImSchV sollen am 1. Januar 2027 in Kraft treten. Die EU-Richtlinie verlangt, dass 

die erforderlichen nationalen Vorschriften bis zum 11. Dezember 2026 in Kraft gesetzt werden. Die 

zeitliche Differenz ist rechtswidrig. Angesichts der verbleibenden Zeit erfolgt diese rechtswidrige, 

verspätete Umsetzung gänzlich ohne Not. Eine fristgemäße Umsetzung ist nach wie vor zeitlich möglich 

und auch sinnvoll, um eine frühzeitige Befassung aller zuständigen Behörden mit den gesetzlichen 

Änderungen sicherzustellen. Es leuchtet nicht ein, warum ohne jegliche externen Zwänge eine verspätete 

und damit rechtswidrige Umsetzung angestrebt wird. 

Änderung der 39. Bundes-Immissionsschutzverordnung 

Abschnitt 2 – Beurteilung der Luftqualität 

Zu § 6 – Probenahmestellen 

Die zeitnahe und sorgfältige Überprüfung des Luftschadstoffmessnetzes in der Bundesrepublik auf 

Konformität mit den neuen Vorgaben der EU-Luftqualitätsrichtlinie sieht die Deutsche Umwelthilfe als 

selbstverständlich an. Die vorgesehenen Änderungen an den Messnetzen enthalten sinnvolle Elemente, 

insbesondere die Erhöhung der Mindestanzahl stationärer Messstellen für Feinstaub (PM2,5). Dies ist ein 

wichtiger Schritt hin zu einer flächendeckenderen Überwachung der PM2,5-Belastung.  

Kritisch bewertet die Deutsche Umwelthilfe jedoch die in § 6 Absatz 3 vorgesehene Möglichkeit, die 

Anzahl ortsfester Messstationen zu reduzieren. Eine belastbare Beurteilung der Luftqualität ist nicht nur 

an bekannten Luftverschmutzungsschwerpunkten erforderlich, sondern auch in Gebieten abseits dieser. 

Nur ein ausreichend dichtes Messnetz ermöglicht eine realistische Einschätzung der tatsächlichen 

Exposition der Bevölkerung. Vor diesem Hintergrund sollte eine Reduktion bestehender Messstellen 

ausgeschlossen werden. Mindestens muss sie auf eng begrenzte und fachlich klar begründete 

Ausnahmefälle beschränkt bleiben.  

Hafenflächen dürfen dabei nicht pauschal aus der Luftqualitätsbeurteilung herausfallen oder automatisch 

den Ausnahmekategorien der Anlage 4 zugeordnet werden. Es bedarf einer Klarstellung, dass Häfen bei 

relevanter Exposition weiterhin einzubeziehen sind, insbesondere bei angrenzenden Wohngebieten, 

öffentlich zugänglichen Bereichen sowie Arbeits- und Verkehrsflächen mit regelmäßiger Exposition. 

Die Aufnahme zusätzlicher Luftschadstoffe wie ultrafeiner Partikel (UFP), Ruß und Ammoniak in das 

Monitoring ist grundsätzlich positiv. Die vorgesehenen Mindestanforderungen greifen jedoch zu kurz. 

Insbesondere 16 Probenahmestellen für UFP reichen nicht aus, um die tatsächliche Belastung abzubilden, 

Da UFP eine stark kleinräumige Belastungsverteilung aufweisen. Daher braucht es ein deutlich dichteres 

Messnetz, insbesondere an relevanten Belastungsschwerpunkten, um eine stabile Datengrundlage für 

wirksame Minderungsmaßnahmen zu schaffen. Perspektivisch müssen ultrafeine Partikel, Ruß und 

Ammoniak zudem nicht nur überwacht, sondern durch rechtsverbindliche Grenzwerte reguliert werden. 
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Abschnitt 3 – Kontrolle der Luftqualität 

Zu § 10 – Grenzwerte, Zielwerte und Verpflichtungen zur Verringerung der 

durchschnittlichen Exposition 

Die Verschärfung der Grenzwerte ist grundsätzlich positiv, bleibt jedoch deutlich hinter den aus 

Gesundheitssicht empfohlenen WHO-Richtwerten zurück. Die Jahresmittelgrenzwerte für Stickstoffdioxid 

und Feinstaub (PM2,5) liegen weiterhin doppelt so hoch wie die Empfehlungen der WHO; auch der 

Feinstaub PM10-Grenzwert bleibt weit über dem WHO-Niveau. Auch wenn eine kurzfristige Exposition 

durch neue oder verschärfte Tagesmittelgrenzwerte stärker berücksichtigt wird, ist die Ausgestaltung der 

Tagesmittelgrenzwerte absolut unzureichend. Hier erfolgt eine doppelte Abschwächung gegenüber den 

WHO-Empfehlungen: Sowohl die zulässigen Konzentrationen liegen höher als auch die Zahl der erlaubten 

Überschreitungstage ist mit 18 Tagen deutlich zu großzügig bemessen (siehe Abbildung 1). Die WHO 

empfiehlt demgegenüber lediglich drei Überschreitungstage. Damit bleibt das Schutzniveau gerade mit 

Blick auf kurzfristige Belastungsspitzen unzureichend. 

Abbildung 1: Vergleich WHO-Empfehlung zu Grenzwerte Feinstaub PM2,5 (Eigene Darstellung) 

Gerade für Menschen mit bestehenden Herz-Kreislauf-Erkrankungen ist dies problematisch: Studien 

zeigen, dass bereits kurzfristige PM₂,₅-Belastungen das Risiko für akute Koronarereignisse, 

Herzrhythmusstörungen und Verschlechterungen einer Herzinsuffizienz erhöhen können. Eine Absenkung 

auf das WHO-Niveau würde daher nicht nur die allgemeine Feinstaubbelastung senken, sondern auch 

vermeidbare Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krankenhauseinweisungen und vorzeitige Todesfälle 

reduzieren. Saubere Luft ist damit eine zentrale und kosteneffiziente Präventionsmaßnahme. 

Auch Ozon wird weiterhin nur über Zielwerte geregelt. Die Erfahrungen mit der bisherigen 

Luftqualitätsrichtlinie zeigen jedoch, dass unverbindliche Zielwerte keine ausreichende Wirkung 

entfalten. Erforderlich sind auch hier verbindliche Grenzwertvorgaben. Angesichts der erheblichen 

Gesundheitsrisiken durch Ozon sowie seiner schädlichen Auswirkungen auf Ökosysteme und 

Landwirtschaft ist dies nicht nachvollziehbar. 
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Besonders eklatant ist zudem die Abweichung bei Benzo(a)pyren. Während die WHO einen Richtwert von 

0,12 ng/m³ empfiehlt, erlaubt die EU-Richtlinie weiterhin 1 ng/m³. Eine nationale Verschärfung wäre hier 

aus Gründen des Gesundheitsschutzes absolut erforderlich. 

Zu § 13 – Emissionsbeiträge aus natürlichen Quellen 

§ 13 Absatz 1 erlaubt den zuständigen Behörden, Gebiete oder Gebietseinheiten zu bestimmen, in denen 

Überschreitungen von Grenzwerten oder eine Nichteinhaltung der Vorgaben zur Verringerung der 

durchschnittlichen Exposition auf natürliche Quellen zurückzuführen sind. Diese Regelung birgt das Risiko, 

die Wirksamkeit der Grenzwerte zu schwächen. Luftschadstoffe entfalten gesundheitsschädliche 

Wirkungen unabhängig davon, ob sie natürlichen oder anthropogenen Ursprungs sind. Eine pauschale 

Ausnahme ist daher für den Gesundheitsschutz nicht vertretbar. 

Die Anrechnung natürlicher Quellen muss deshalb an strenge Nachweispflichten geknüpft werden. Die in 

§ 13 Absatz 2 genannten Listen und deren zugrunde liegenden Nachweise, Konzentrationen, und 

Berechnungen sind vollständig und nachvollziehbar der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Zudem muss 

sichergestellt werden, dass auch bei natürlichen Beiträgen alle vermeidbaren anthropogenen Emissionen 

so weit wie möglich reduziert werden. 

Zu § 15 – Verlängerung der Frist für das Erreichen bestimmter Grenzwerte 

Die in § 15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 vorgesehenen Verlängerungen von bis zu zehn bzw. fünf 

Jahren sind sachlich nicht gerechtfertigt und widersprechen dem Ziel eines schnellen 

Gesundheitsschutzes. Aufgrund der verfügbaren wissenschaftlichen Studien zu effektiven 

Minderungsmaßnahmen sind solche Fristverlängerungen nicht erforderlich. Die Regelung sollte daher 

vollständig gestrichen werden. 

Sofern die in § 15 vorgesehenen Möglichkeiten zur Fristverlängerung bestehen bleiben, sind diese 

restriktiv anzuwenden und dürfen nur in eng begrenzten Ausnahmefällen gewährt werden. Sie dürfen 

nicht dazu führen, dass die Einhaltung der neuen Grenzwerte pauschal bis weit in die 2030er Jahre oder 

im Einzelfall sogar bis 2040 verschoben wird. Voraussetzungen für eine Fristverlängerung muss der 

Nachweis im Rahmen einer Einzelfallprüfung sein, dass sämtliche lokal verfügbaren, geeigneten und 

verhältnismäßigen Minderungsmaßnahmen ausgeschöpft wurden. Maßnahmen, die in den Anhängen der 

EU-Luftqualitätsrichtlinie als mögliche Minderungsmaßnahmen aufgeführt sind, dürfen dabei nicht 

pauschal als unverhältnismäßig ausgeschlossen werden. 

Dies gilt für Belastungen aus der Holzfeuerung und dem Verkehr, aber auch der Schifffahrt, Hafenbetrieb 

und Logistikaktivitäten. Auch in diesen Bereichen müssen alle lokal verfügbaren und verhältnismäßigen 

Maßnahmen zur Emissionsminderung geprüft und ausgeschöpft werden. Strukturelle Emissionsanteile 

der Schifffahrt dürfen nicht pauschal als Begründung für längere Grenzwertüberschreitungen akzeptiert 

werden. Eine Berücksichtigung solcher Emissionsanteile darf nur erfolgen, wenn zuvor nachvollziehbar 

dargelegt wurde, dass lokale Minderungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind. 

Darüber hinaus muss in § 1 Begriffsbestimmungen klar definiert werden, was in § 15 Absatz 1 unter 

„Haushaltsheizungen“ zu verstehen ist. Dieser Begriff sollte sich nur auf Zentralheizungen (Kessel) 

beziehen, wie sie u.a. in der Ökodesign-Verordnung (EU) 2015/1189 festgelegt sind. Das ist notwendig, 
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damit die Einhaltung der Grenzwerte nicht aufgrund von Öfen (Einzelraumfeuerungsanlagen) verzögert 

wird, die lediglich aus Komfortgründen oder aufgrund von günstigem Brennstoffbezug betrieben werden. 

Holzöfen ohne Abgasreinigung weisen besonders hohe Schadstoffemissionen auf. Solche Anlagen werden 

in Deutschland nahezu ausschließlich als Zusatzheizung genutzt. Der gegebenenfalls notwendige 

Austausch von Öfen sollte daher definitorisch als Grundlage für Fristverlängerungen ausgeschlossen 

werden.  

Abschnitt 4 – Pläne 

Zu § 16 – Luftreinhaltepläne und Luftreinhaltefahrpläne 

Luftreinhaltepläne und Luftreinhaltefahrpläne müssen deutlich verbindlicher ausgestaltet werden. Sie 

müssen wirksame, überprüfbare, schadstoffspezifische und fristgebundene Maßnahmen enthalten und 

alle zentralen Verursacherbereiche erfassen, insbesondere Verkehr, Holzfeuerung, Industrie, Energie und 

Landwirtschaft. 

Den zuständigen Behörden und Kommunen müssen hierfür alle erforderlichen Handlungsmöglichkeiten 

rechtlich eröffnet werden. Erforderlich sind insbesondere weitergehende Anordnungsbefugnisse für 

Fahrbeschränkungen für besonders schmutzige Fahrzeuge, Tempo 30, Nullemissionszonen sowie 

wirksame Maßnahmen zur Reduktion schadstoffreicher Holzfeuerung. 

Kritisch bleibt zudem, dass auf die Erstellung eines Luftreinhaltefahrplans verzichtet werden kann, wenn 

Prognosen eine Einhaltung der Grenzwerte auch ohne zusätzliche Maßnahmen erwarten lassen. 

Angesichts der Unsicherheiten solcher Prognosen darf dies nicht zu einem Schlupfloch für Untätigkeit 

werden. Die getroffenen Annahmen, Datengrundlagen und Unsicherheiten müssen vollständig 

offengelegt und überprüfbar gemacht werden. 

Für Ozon ist eine lokale Luftreinhalteplanung strukturell ungeeignet, da es nicht direkt lokal emittiert wird, 

sondern durch atmosphärische Prozesse unter anderem aus Stickoxiden, Methan und NMVOC entsteht. 

Eine eindeutige Zuordnung von lokalen Emissionen zu Ozon-Konzentrationen ist daher nicht möglich. 

Entsprechend kann das Problem zu hoher Ozon-Belastungen nicht lokal gelöst werden. Die Zuständigkeit 

für die Erstellung von Luftreinhalteplänen zur Minderung der Ozon-Belastung muss daher beim 

Bundesumweltministerium liegen. Wird die Einhaltung von Ozon-Zielwerten Behörden übertragen, die 

strukturell nicht über die geeigneten Steuerungsmöglichkeiten verfügen, ist absehbar, dass diese 

Zielwerte nicht eingehalten werden. 

Zu § 17 – Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen 

Die in § 17 vorgesehenen Pläne für kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen müssen sicherstellen, dass bei 

drohenden oder eingetretenen Belastungsspitzen schnell und wirksam gehandelt wird. Aus Sicht der DUH 

reicht es nicht aus, solche Pläne auf Schutz- und Verhaltensempfehlungen für die Bevölkerung zu 

beschränken. Erforderlich sind konkrete Maßnahmen zur kurzfristigen Minderung der Emissionen an der 

Quelle. 

Dies gilt insbesondere für Verkehr, Baustellen, Industrie, Landwirtschaft und Holzfeuerung. Gerade bei 

Feinstaubepisoden muss die Holzfeuerung ausdrücklich einbezogen werden. Aus diesem Grund ist auch 
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hier eine klare Definition vonnöten, dass unter „Haushaltsheizungen“ nicht Zusatzheizungen wie Öfen 

verstanden werden (siehe oben/zu § 15). Maßnahmen wie Verkehrsbeschränkungen, vorübergehende 

Einschränkungen emissionsintensiver Tätigkeiten, kostenlose oder vergünstigte öffentliche 

Verkehrsmittel sowie gezielte Schutzmaßnahmen für vulnerable Gruppen müssen vorab vorbereitet und 

im Ereignisfall verbindlich umgesetzt werden können. 

Ausnahmen, etwa bei Ozon oder Feinstaub, dürfen nicht dazu führen, dass sich die Behörden auf 

Information und Verhaltensempfehlungen beschränken, obwohl quellenbezogene 

Minderungsmaßnahmen möglich sind. Besonders Kinder, ältere Menschen, Kranke sowie Einrichtungen 

wie Schulen, Kitas und Pflegeeinrichtungen müssen zuverlässig geschützt werden.  

Während akuter Feinstaubepisoden steigt das Herzinfarktrisiko nachweislich innerhalb von 24 bis 48 

Stunden an; bei Patientinnen und Patienten mit Herzinsuffizienz kommt es häufiger zu akuten 

Dekompensationen, die stationäre Behandlungen erfordern. Pläne für kurzfristig zu ergreifende 

Maßnahmen sollten daher konkrete Schutzregelungen für herzerkrankte Personen enthalten: frühzeitige 

Warnmeldungen an kardiologische Praxen und Kliniken, spezifische Verhaltensempfehlungen für 

Patientinnen und Patienten mit koronarer Herzkrankheit, Herzrhythmusstörungen oder Herzinsuffizienz. 

Herzpatientinnen und -patienten sowie deren behandelnde Ärztinnen und Ärzte müssen explizit als 

Adressaten von Episodenwarnungen benannt werden. 

Anlagen 

Zu Anlage 1 – Luftqualitätsstandards 

In Abschnitt 5 werden die Verpflichtung zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition benannt. Der 

Average Exposure Indicator (AEI) ist dabei kein Ersatz für lokale Luftqualitätsbewertung. Er kann lediglich 

allgemeine Tendenzen der Luftqualitätsverbesserung anzeigen, verdeckt jedoch potenziell lokale 

Belastungsschwerpunkte und erlaubt keine ausreichende Bewertung konkreter Gesundheitsrisiken an 

besonders belasteten Standorten. An die Nichteinhaltung der Vorgaben zur durchschnittlichen 

Expositionsminderung müssen verbindliche Konsequenzen geknüpft werden. 

Zu Anlage 8 – In den Luftreinhalteplänen und Luftreinhaltefahrplänen zu 

berücksichtigende Informationen 

Der Maßnahmenkatalog in Anlage 8 Abschnitt B sollte mit Blick auf den Seeverkehr deutlich gestärkt 

werden. Zusätzliche technische Minderungsmaßnahmen zur Reduktion von Schiffsemissionen müssen 

ausdrücklich genannt werden, insbesondere Selektive Katalytische Reduktion, Abgasrückführung und 

Rußpartikelfilter. Ohne solche Maßnahmen bleibt der Katalog für den Seeverkehr unzureichend. 

Übergeordnet ist klarzustellen, dass im Maßnahmenkatalog aufgelistete Maßnahmen nicht ohne weitere 

Detailabwägung pauschal als unverhältnismäßig angenommen werden können. 

Zu Anlage 9 – Sofortmaßnahmen, die für die Aufnahme in die Pläne für kurzfristig zu 

ergreifende Maßnahmen nach § 17 in Betracht kommen 
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Der Maßnahmenkatalog ist zu stark eingeschränkt und klammert relevante Quellen für Luftschadstoffe 

aus. So sollten als Zusatzheizung genutzte Festbrennstoff-Öfen einbezogen werden und unter anderem 

temporäre Nutzungsverbote für diese Anlagen als Maßnahme aufgelistet werden.  

  



 

8 
 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Zu § 47 Absatz 4a BImSchG 

Der vorgelegte Gesetzesentwurf sieht zu unserem Erstaunen keinerlei Anpassung von §47 Absatz 4a vor. 

Dort heißt es: „Verbote des Kraftfahrzeugverkehrs für Kraftfahrzeuge mit Selbstzündungsmotor kommen 

wegen der Überschreitung des Immissionsgrenzwertes für Stickstoffdioxid in der Regel nur in Gebieten in 

Betracht, in denen der Wert von 50 Mikrogramm Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel 

überschritten worden ist.“  

Mit seinem Urteil vom 27.02.2020 (Aktenzeichen 7 C 3/19) hat das Bundesverwaltungsgericht die 

Feststellung der Unionsrechtswidrigkeit elegant umschifft, da man sie so auslegen könne, dass sie faktisch 

keinen Anwendungsbereich hat. Konkret schrieb das BVerwG in Rn 60: 

„Die Bestimmung, dass Verkehrsverbote für Dieselfahrzeuge in der Regel nur bei Werten über 50 

μg/m³ in Betracht kommen, ist unionsrechtskonform dahingehend auszulegen, dass damit eine 

tatsächliche Vermutung ausgedrückt werden soll, wonach bei solchen Immissionswerten eine 

Unterschreitung des Grenzwertes aufgrund der ergriffenen Maßnahmen auch ohne 

Verkehrsverbote zeitnah zu erwarten ist. Soweit dies entgegen dieser Annahme nicht der Fall sein 

sollte und Verkehrsverbote sich als einziges Mittel darstellen, um die Überschreitung des 

Grenzwertes so kurz wie möglich zu halten, kann demgegenüber nicht von einem Regelfall im Sinne 

des § 47 Abs. 4a BImSchG ausgegangen werden, so dass die Vorschrift auch unterhalb von Werten 

von 50 μg/m³ Verkehrsverboten im Rahmen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nicht 

entgegengehalten werden kann.“ 

Mag diese Argumentation bei einem Grenzwert für Stickstoffdioxid von 40 μg/m³ im Jahresmittel noch 

möglich gewesen sein, entbehrt eine entsprechende Interpretation angesichts eines 

Jahresmittelgrenzwerts von 20 μg/m³ jeglicher Grundlage. Der Gesetzgeber entfernt sich von jeglichem 

prognostischen Erfahrungswissen, wenn durch die Beibehaltung dieser Regelung die Vermutung 

ausgedrückt werden sollte, wonach bei Immissionswerten knapp unter 50 μg/m³ auch ohne 

Verkehrsverbote eine Unterschreitung des Grenzwertes von 20 μg/m³ aufgrund ergriffener Maßnahmen 

auch ohne Verkehrsverbote zeitnah zu erwarten sei. Damit fehlt dieser Festlegung im BImSchG noch mehr 

jegliche Grundlage als zuvor schon. 

Dies gilt umso mehr, als dass in Anhang VIII der Luftqualitätsrichtlinie folgendes als denkbare „Maßnahme 

zur Verringerung der Luftverschmutzung“ aufgeführt ist: „Einführung von Zufahrtsbeschränkungen für 

Fahrzeuge zu städtischen Gebieten, einschließlich Niedrigemissionszonen und Nullemissionszonen“.  

Eine Beibehaltung von §47 Abs 4a ist angesichts dessen eindeutig europarechtswidrig. 

Zu § 47 – Luftreinhaltepläne, Luftreinhaltefahrpläne, Pläne für kurzfristig zu ergreifende 
Maßnahmen, Landesverordnungen (Absatz 7 Satz 1): 

Um im Einklang mit den Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation zur Luftqualität das in Artikel 1 

Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 genannte Null-Schadstoff-Ziel der Europäischen Union zu 
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erreichen, sollten diese wissenschaftlichen Empfehlungen als mögliche Grundlage für 

Rechtsverordnungen in § 47 Absatz 7 Satz 1 ergänzt werden:  

„Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen werden ermächtigt, bei der Gefahr, dass 

die Luftqualitätsempfehlungen der Weltgesundheitsorganisation oder Immissionsgrenzwerte 

überschritten oder die Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition nicht 

eingehalten werden, die eine Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 festlegt, durch Rechtsverordnung 

vorzuschreiben, dass in näher zu bestimmenden Gebieten oder Gebiets-einheiten bestimmte…“ 

„…soweit die Anlagen oder Brennstoffe geeignet sind, zur Überschreitung der Immissionswerte oder zur 

Nichteinhaltung der Verpflichtungen zur Verringerung der durchschnittlichen Exposition oder zur 

Überschreitung der Luftqualitätsempfehlungen der Weltgesundheitsorganisation beizutragen.“ 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Um im Einklang mit den Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation zur Luftqualität das in Artikel 1 

Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/2881 genannte Null-Schadstoff-Ziel der Europäischen Union zu 

erreichen, sollten diese wissenschaftlichen Empfehlungen in den Grundsätzen der Bauleitplanung in § 1 

Absatz 6 Nummer 7 berücksichtigt werden: 

„h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten und Gebietseinheiten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten 

Immissionsgrenzwerte und Zielwerte sowie die Luftqualitätsempfehlungen der 

Weltgesundheitsorganisation nicht überschritten werden,“ 

„i) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebietseinheiten für die durchschnittliche Exposition, in 

denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten 

Verpflichtungen zur Einhaltung der durchschnittlichen Exposition sowie die Luftqualitätsempfehlungen der 

Weltgesundheitsorganisation eingehalten werden,“ 

 

 


